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Boudou beteuert Unschuld
Vizepräsident zur „Ciccone“-Affäre vernommen
Amado Boudou zuversichtlich. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Vizepräsident Amado Boudou ist wegen vermeintlicher Korruption vor Gericht vernommen worden. Boudou sagte am Montag in Buenos Aires über sechs Stunden vor dem Ermittlungsrichter Ariel Lijo aus. Der Richter hatte Boudou wegen des Verdachts auf Vorteilsgewährung im Amt und unerlaubte Bereicherung in das Gerichtsgebäude „Comodoro Py“ im Stadtteil Retiro vorgeladen. Der Politiker bestritt die Vorwürfe. Es war das erste Mal in der argentinischen Geschichte, dass ein amtierender Vizepräsident sich als Verdächtigter einer richterlichen Vernehmung stellen musste.
Die Justiz untersucht, ob Boudou in seinem vorherigem Amt als Wirtschaftsminister den Verkauf der Banknoten-Druckerei „Ciccone“ an mutmaßliche Geschäftsfreunde der Firma „The Old Fund“ gefördert habe. „Ciccone“ wurde 2010 durch eine von Boudou befürwortete Steuerbegünstigung vor dem Bankrott gerettet. Die Druckerei erhielt 2012 von der Regierung den Auftrag für den Druck neuer Geldscheine.
Boudou verneinte während seiner Ausführungen, Alejandro Vandenbroele, den einstigen Inhaber von „The Old Fund“, persönlich zu kennen. Dieser wird in regierungskritischen Medien als Strohmann Boudous dargestellt, durch den sich der Politiker der „Ciccone“-Druckerei bemächtigt hätte. Boudou wies jede Verbindung zu Vandenbroele von sich. Stattdessen forderte er den Richter auf, die Geldströme genauer zu untersuchen, die beim „Ciccone“-Verkauf geflossen seien.
Boudou erklärte zudem, dass innerhalb der Regierung nicht er, sondern vielmehr Ricardo Echegaray als Chef der Steuerbehörde AFIP mit dem Insolvenzverfahren der „Ciccone“-Druckerei befasst gewesen sei. Das Schuldenmoratorium zur Rettung des Unternehmens sei auf eine Entscheidung des AFIP-Funktionärs zurückzuführen.
Boudou sieht sich als Opfer einer Medienkampagne. Besonders die „Clarín“-Gruppe, die seit dem Agrarkonflikt 2008 ausschließlich negativ über die Regierung berichtet, hat sich seit Monaten auf den Vizepräsidenten eingeschossen. Um größeren Einfluss auf die Berichterstattung über das Verfahren zu haben, hatte der Vizepräsident vergeblich gefordert, dass die Vernehmung live im Fernsehen gezeigt werde. Doch das Gericht stimmte dem Wunsch nicht zu.
So konnten auch seine Unterstützer, die vor dem Gerichtsgebäude vor einer großen Leinwand warteten, das Geschehen im Gerichtssaal nicht direkt verfolgen. Erst in den Abendstunden verließ Boudou das Gebäude wieder und kündigte an, seine Erklärungen der Öffentlichkeit im vollen Umfang auf „Facebook“ zugänglich zu machen.
Was das Verfahren betrifft, hat Boudou den Antrag auf eine zweite Anhörung gestellt, in der er auch über die politischen Auswirkungen der vermeintlichen Korruptionsaffäre sprechen möchte. Ermittlungsrichter Lijo muss seinerseits innerhalb von zehn Tagen über eine Anklageerhebung entscheiden.
Argentinien
Gemeinsames Auftreten in USA
„Geierfonds“: Parteiübergreifende Delegation wirbt für argentinische Position
Buenos Aires (AT/mc) - Angesichts des Ungemachs, das Argentinien im Rechtsstreit mit den sogenannten „Geierfonds“ in New York droht, sind hiesige Regierungs- und Oppositionsabgeordnete gemeinsam in Washington vorstellig geworden. So warb eine 16-köpfige, von Parlamentspräsident Julián Domínguez angeführte Delegation wenige Tage vor der Gerichtsentscheidung in Gesprächen mit Vertretern des US-Kongresses und des US-Außenministeriums für die argentinische Sicht der Dinge. Gegenüber Roberta Jacobsen, der Lateinamerika-Beauftragten der USA, erklärte die Abordnung aus Buenos Aires, dass die argentinische Position darin bestehe, alle Gläubiger gleich zu behandeln.
Der vorliegende Fall habe Bedeutung über Argentinien hinaus und könne das internationale Finanzsystem beeinträchtigen, so die von Domínguez vorgetragene Erklärung. Des Weiteren trafen die Abgeordneten aus Buenos Aires mit Nancy Pelosi, der Fraktionschefin der Demokraten im Repräsentantenhaus, zusammen.
Argentinien befindet sich in einem Rechtsstreit mit denjenigen privaten Gläubigern, die den von Argentinien vorgeschlagenen Schuldenschnitt nicht akzeptiert haben. Die von der Kirchner-Regierung als „Geierfonds“ bezeichneten Gläubiger haben vor New Yorker Gerichten in zwei Instanzen Recht bekommen. Gegenwärtig muss der Oberste Gerichtshof der USA entscheiden, ob er eine Berufungsklage Argentinien zulässt. Sollte Argentinien auch hier unterliegen, droht dem Land eine technische Zahlungsunfähigkeit.
„Wir haben durch die parteiübergreifende Delegation gezeigt, dass die Verteidigung der argentinischen Position eine Staatsangelegenheit ist“, so Domínguez. Als Vertreter der Opposition waren unter anderen Federico Sturzenegger (Pro), Martín Lousteau (UNEN) und Lino Aguilar von peronistischen Abtrünnigen mit nach Washington gekommen.
Die Oberste Gerichtshof der USA hat am Donnerstag begonnen zu prüfen, ob es die argentinische Berufungsklage zulassen werde. Mit einer Entscheidung wird nicht vor Anfang der kommenden Woche gerechnet.
Argentinien
Mal wieder Malwinen-Zwist
Diesmal wegen der Identifizierung gefallener Soldaten
Die argentinische Nationalelf. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Zwischen Argentinien und Großbritannien sind selbst vermeintlich einfache humanitäre Anliegen mitunter höchst kompliziert. Auch der aktuelle Wunsch Argentiniens, die 123 bislang unbekannten argentinischen Soldaten, die auf den Malwinen bestattet sind, zu identifizieren, sorgte für Spannungen auf diplomatischem Parkett. Zwar erklärte sich die britische Regierung durch ihren für Lateinamerika zuständigen Staatssekretär Hugo Swire grundsätzlich bereit, den Argentiniern entgegen zu kommen. Doch bestehe man darauf, dass die argentinische Regierung sich auf formelle Weise an London wende. Zudem kritisiert Swire Buenos Aires, da in den Medien „fälschlicherweise“ der Eindruck erweckt werde, ein entsprechender Wunsch sei an die britische Regierung bereits herangetragen worden.
Die Antwort der Argentinier ließ nicht lange auf sich warten. Für die Regierung verwies der für Malwinen-Fragen zuständige Staatssekretär Daniel Filmus darauf, dass es sich um eine rein humanitäre Angelegenheit handele, für deren Koordination das Internationale Rote Kreuz zuständig sei. Es liege also kein Fall vor, der direkt zwischen Argentinien und Großbritannien geklärt werden müsse. „Entweder kennt Swire den Sachverhalt nicht, oder er lügt“, so Filmus.
2012 hatte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner beim Roten Kreuz um Hilfe gebeten, damit die Identifikation der sterblichen Überreste der bei der gescheiterten Militärinvasion 1982 ums Leben gekommenen argentinischen Soldaten möglich werde. Sie sind auf dem Darwin-Friedhof auf den Malwinen anonym bestattet.
Das Thema der Malwinen war während der vergangenen Tage auch in anderen Zusammenhängen präsent. So weihte am Dienstag Präsidentin Kirchner auf dem Gelände der ESMA-Gedenkstätte ein Museum ein, das den abgelegenen Inseln gewidmet ist, die von Argentinien beansprucht werden.
Auch die argentinische Nationalelf ließ sich in Sachen Malwinen vor den Karren spannen: Vor dem Testspiel gegen Slowenien am vorigen Sonnabend in La Plata zeigte das Team von Trainer Alejandro Sabella ein Plakat, auf dem stand „Las Malvinas Son Argentinas“ („Die Malwinen sind argentinisch“).
Trotz der 1982 erlittenen militärischen Niederlage hält Argentinien an seinem Anspruch weiter fest, die Hoheitsrechte über die Inselgruppe zu erlangen. Erst kürzlich hatten sich die Inselbewohner mit großer Mehrheit für ihren Verbleib bei Großbritannien ausgesprochen. Das Referendum wird von Buenos Aires jedoch nicht anerkannt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Paraná steigt an
In den nordöstlichen Provinzen Argentiniens („Litoral“) steigt die Sorge vor großen Flussüberschwemmungen. Grund sind starke Regenfälle im Süden Brasiliens, die zum Wasseranstieg der Flüsse Iguazú und Paraná geführt haben. Bereits am Dienstag mussten in der Provinz Misiones drei Brücken über Nebenflüsse des Paraná gesperrt werden, mit der Folge, dass die Ortschaften Montecarlo, Caraguatay und Puerto Piray auf dem Landweg nicht mehr zu erreichen waren. Dies dürfte nach Einschätzung von Meteorologen nur der Anfang der Auswirkungen in Argentinien gewesen sein. Am Wochenende könnte sich die Situation empfindlich zuspitzen. Dabei gelten der Norden der Provinz Chaco sowie die Stadt Goya in Corrientes als besonders gefährdet. In Südbrasilien sind durch die Überschwemmungen bereits zehn Menschen ums Leben gekommen. Die Iguazú-Wasserfälle im Dreiländereck hatten am Montag den höchsten Wasserstand erreicht, der jemals verzeichnet wurde. Die Fließmenge habe 36-mal den normalen Stand übertroffen, berichtete die Zeitung „Clarín“. Aufgrund der Überschwemmungen wurde der Park vorübergehend geschlossen, wurde aber Mittwoch teilweise wieder freigegeben.
Schüler fehlen zu oft
Argentinische Schüler fehlen zu oft und kommen häufig verspätet zum Unterricht. Zu diesem Schluss kommt eine Studie der Nichtregierungsorganisation Educar. „Mehr als die Frage, ob es pro Schuljahr 180 Unterrichtstage gibt, beunruhigt uns, wenn Kinder nicht oder verspätet zur Schule kommen“, so Alejandro Ganimian, der derzeit an der US-Universität Harvard eine Doktorarbeit zur Erziehungspolitik schreibt und die Studie mitinitiierte. Aus der Erhebung geht hervor, dass Argentinien von den 65 weltweit untersuchten Ländern den drittletzten Rang belegt, nur knapp vor Tunesien und Uruguay. Weltweit am besten steht hier Ungarn da. Sechs von zehn Rektoren von argentinischen Sekundarschulen meinen, das Fehlen im Unterricht sei ein großes Hindernis beim Lernen. Auch die Pünktlichkeit der argentinischen Schüler lässt gemäß der Studie sehr zu wünschen übrig. Von den 15-jährigen Schülern komme nur die Hälfte rechtzeitig zum Unterricht. Dies mache sich sehr negativ bei den Lernerfolgen bemerkbar: „Die Schüler, die während eines Zeitraums von zwei Wochen an fünf oder mehr Tagen zu spät kommen, haben einen deutlichen Lernrückstand gegenüber ihren pünktlichen Mitschülern“, so Ganimian. Auch diesbezüglich nimmt Argentinien international einen der hinteren Plätze ein. Besonders pünktlich sind die Schüler hingegen in Taiwan, der Schweiz und Belgien.
Autoräuber verurteilt
Sie verkleideten sich als Polizisten, stoppten Fahrer von teuren Wagen und erbeuteten die Fahrzeuge, die später über die bolivianische Grenze befördert und dort gegen Kokain eingetauscht wurden. Vor wenigen tagen sprach ein Gericht in San Isidro gegen die Mitglieder der Bande Haftstrafen zwischen neun und zwei Jahren aus. Die Richter sahen es als erwiesen an, dass die Männer sich der Bildung einer kriminellen Vereinigung und des schweren Raubes schuldig gemacht haben. Die Ermittlungen erstreckten sich über mehrere Monate, nachdem Ende 2013 bereits zwei Männer zu langjährigen Freiheitsstrafen verurteilt wurden, die bei Autoraubüberfällen in den Jahren 2010 und 2011 zwei Menschen getötet hatten. Schon damals hatten die Ermittler vermutet, dass es sich um eine Bande handeln müsse. Deren Opfer waren vor allem Autofahrer, die aus den Vergnügungslokalen an der „Avenida Del Libertador“ kommend durch San Isidro fuhren. Bevorzugtes Objekt der Begierde waren BMWs vom Typ X6. Sie wurden zunächst in eine Hehlerwerkstatt im Buenos-Aires-Stadtteil La Paternal gebracht. Dort wurde das GPS-Ortungssystem und alle sonstigen individuellen Merkmale, die auf die Besitzer schließen ließen, entfernt. Mit gefälschten Papieren brachten angeheuerte Fahrer die Autos dann nach Bolivien. Insgesamt geht die Polizei von mehr als 45 geraubten Fahrzeugen aus.
„Villa Obelisco“
„Villa Obelisco“ ist der Name einer Ansammlung von Zelten direkt am weltberühmten Obelisken auf dem Platz der Republik von Buenos Aires. Dort haben sich seit Montag rund 80 Personen aus Elendsvierteln („Villas“) in Bajo Flores und Lugano provisorisch niedergelassen. Jedoch drohen sie, sich „häuslich“ einzurichten, sollte die Stadtregierung nicht auf ihre Forderungen eingehen. Sie wollen vor allem Versorgung mit Elektrizität, Wasser und Gas in ihren angestammten Siedlungen. Die Stadtregierung sprach von „Erpressung“. Der geforderte Dialog könne nur mit gewählten Vertretern der Elendsviertel geführt werden.
Buenos Aires soll grüner werden
In Buenos Aires fehlt es an Grünflächen. Während die Weltgesundheitsorganisation (WHO) vorgibt, dass es in einer Stadt mindestens zehn Quadratmeter Grünfläche für jeden Bewohner geben sollte, haben die Porteños nur 6,2 Quadratmetern Grün pro Person. Das ist deutlich weniger als in anderen Metropolen Lateinamerikas wie Mexiko-Stadt, São Paulo oder Santiago de Chile. Damit dies nicht so bleibt, hat die Stadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri am Montag unter dem Namen „Grünes Buenos Aires“ einen ehrgeizigen Plan vorgestellt: Innerhalb der nächsten 20 Jahre sollen in der Hauptstadt 78 begrünte Plätze und zwölf neue Parks entstehen. Ziel soll sein, dass jeder Stadtbewohner höchstens 350 Meter von seiner Haustür bis zum nächsten Platz oder Park zurückzulegen braucht. Ein erster neuer Park entsteht bereits im Stadtteil Recoleta zwischen der Juristischen Fakultät und dem bereits bestehenden Park Thays. Des Weiteren will die Macri-Regierung für umweltfreundliche Verbindungen zwischen den Grünflächen sorgen. An den jeweiligen Straßen sollen umfangreiche Baumpflanzungen vorgenommen und Fahrradwege angelegt werden. Zudem sind Zonen geplant, in denen Fußgänger Priorität haben und besonders viel Grün entstehen soll. Laut Bürgermeister Macri würden rund 1,2 Millionen Porteños „auf direkte Weise“ von dem Programm profitieren. (AT/mc/dpa)
Meinung
Meinungsmanipulation
Zur allgemeinen Überraschung hat die Präsidentin Cristina Kirchner ein neues Staatsamt geschaffen, das den umständlichen Namen „Staatssekretariat zur strategischen Koordination für das nationale Denken“ („Secretario de Coordinación Estratégica para el Pensamiento Nacional“) führt. Niemand kann sich genau vorstellen, was eigentlich damit gemeint ist. Zum Staatssekretär wurde der regierungstreue Philosoph Ricardo Foster ernannt. Das neuen Amt wird sicherlich von zahlreichen neuen Beamten bevölkert werden, die möglicherweise aus Kreisen von Intellektuellen stammen. Das Amt wird viele Millionen Pesos zu Lasten des Mammutdefizits der Staatsfinanzen kosten und damit die Inflation nähren, wird doch das Defizit mit Geldschöpfung der Zentralbank finanziert. Das regt freilich weder die Präsidentin noch ihren Wirtschaftsminister Axel Kicillof auf, für die laut jüngsten Erklärungen die Wirtschaft damit auf Hochtouren gebracht wird, kraft einer eigenartigen Auslegung des Wirtschaftlers Lord Keynes in Großbritannien während der weltweiten Depression der 1930er-Jahre.
Wie ein Amt das nationale Denken beeinflussen könnte, bleibt vorerst abzuwarten. Ricardo Foster ist seit einigen Jahren zusammen mit dem Leiter der Nationalbibliothek Horacio González maßgebender Sprecher der informellen Organisation von kirchnertreuen Intellektuellen genannt „Carta Abierta“ (Deutsch: „Offener Brief“). Dieser Intellektuellenbund nimmt gelegentlich auch zu Tagesfragen Stellung, ohne dass man genau erfahren könnte, was sie eigentlich meinen. Unlängst sagte Foster, dass Gouverneur Daniel Scioli nicht sein Kandidat für die nächstjährigen Präsidentschaftswahlen sei, obwohl ihn niemand darüber befragt hatte, zumal noch über ein Jahr vergehen wird, bis die Primärwahlen, im spanischen Kürzel genannt PASO, im August 2015 stattfinden werden, für die sich außer Scioli bereits mehrere andere Kandidaten in der Regierungspartei vorgestellt haben.
Das neue Amt soll sich offenbar mit Meinungsmanipulationen befassen, indem es versuchen soll, ein „nationales Denken“ zu kreieren. Früher im letzten Jahrhundert haben sicherlich mehrere Politiker und Intellektuelle sich als „national“ verstanden, weil sie gegen liberale Ansichten protestierten, für die Abriegelung Argentiniens von der Welt einstanden und ihre Gegner als Zöglinge des angloamerikanischen Imperialismus verurteilten. Das ging meistens mit Sympathieäußerungen für den italienischen Faschismus Mussolinis, dem Autoritarismus des spanischen Diktators Francisco Franco und dem deutschen Nazidiktator Adolf Hitler einher. Soll das neue Amt sich etwa für jene Auffassungen verblichener Anhänger totalitärer Vorstellungen einsetzen, ist die bange Frage, die nach der Ankündigung des neuen Amtes aufflackerte. Das würde bedeuten, dass die obwaltende Regierung, die deutliche autoritäre Züge aufweist, sich für totalitäre Neigungen umwandeln sollte, was im Rahmen der obwaltenden republikanischen Demokratie der liberalen Verfassung von 1853, eines der ältesten Grundgesetze in der ganzen Welt nach den USA 1786 und der Schweiz 1848, ein Ding der Unmöglichkeit ist. Inzwischen hat der theoretische Marxismus in Gestalt der Sowjetunion Konkurs gemacht, sich selber aufgelöst und frönt der Marktwirtschaft. Auch hierüber mögen sich die Politintellektuellen im neuen Amt Gedanken machen, wenn sie sich mit dem offenbar verhassten Neoliberalismus auseinander setzen. Die weltweit siegreiche Marktwirtschaft ist nicht neoliberal, sondern einfach liberal, weil sie die Menschenrechte und den Rechtsstaat achtet, die Wirtschaftsentscheidungen den Marktteilnehmern überlässt und dem Staat Regulierungen zumutet, die die jeweils vorherrschende Wirtschaftspolitik kennzeichnen. Nachdem Kuba der Marktwirtschaft bereits Türen geöffnet hat, bleibt weltweit nur das bornierte totalitäre Nordkorea dem Marxismus treu.
Mit dem neuen Staatssekretariat hat das Bündnis „Carta Abierta“ eine Unterkunft mit Regierungsgeldern gefunden und muss demnächst klären, was eigentlich mit dem „nationalen Denken“ gemeint ist. Niemand weiß das, derweilen die Argentinier sich selbst als waschechte Patrioten verstehen, die unterschiedliche politische Ansichten vertreten, dauernd Kritik an den politischen Umständen üben, für verbesserungswürdige Reformen einstehen und sich allesamt als „national“ verstehen. Argentinien hat derzeit keine äußeren Feinde, lebt in der südamerikanischen Friedenszone ohne Atombomben und anderen Massenvernichtungswaffen, und versteht sich als strategischer Partner von Brasilien im Mercosur, welches Land zum größten Handelspartner Argentiniens aufgestiegen ist. All das mit oder ohne „nationales Denken“, was immer man sich darunter vorstellt.
Meinung
Terroroffensive
Von Stefan Kuhn
Überall auf der Welt reibt man sich die Augen. Innerhalb weniger Monate wird eine kleine fundamentalistische Terrororganisation so mächtig, dass sie weite Teile Syriens und des Irak beherrscht. Anfang der Woche haben Verbände des Isis (Islamischer Staat im Irak und Syrien) mit Mossul die zweitgrößte Stadt des Irak eingenommen. Am Mittwoch standen sie 60 Kilometer vor Bagdad.
Isis besteht unter diesem Namen seit etwas über einem Jahr. Zuvor war die Organisation als „al-Qaida im Irak“ bekannt und hauptsächlich durch Bombenanschläge und Selbstmordattentate aufgefallen. In Syrien kontrolliert Isis einige Regionen im Norden des Landes, eine Vereinigung mit anderen islamistischen Milizen scheiterte bisher. Selbst al-Qaida hat sich inzwischen vom Isis distanziert. Im Bürgerkriegsland Syrien wurde die Terrororganisation vor allem durch Massenverhaftungen und Hinrichtungen von Anti-Assad-Aktivisten, darunter auch viele Islamisten, berüchtigt. Isis ist eine sunnitische Terrorgruppe. In ihrer militärischen Führung finden sich viele Offiziere des hingerichteten irakischen Diktators Saddam Hussein. Die Organisation ist für ihre besonders archaische Auslegung des Koran gefürchtet.
Heute ist Isis so mächtig wie es al-Qaida nie war. Zumindest scheint es derzeit so. Schätzungen gehen davon aus, dass die Organisation etwa 5000 bis 10.000 Kämpfer haben. Damit kann man unmöglich ein Gebiet von rund 125.000 Quadratkilometern kontrollieren. Man kann jedoch dafür sorgen, dass es auch niemand anderes kontrolliert. Im Irak jedenfalls waren die Regierungstruppen machtlos.
Es besteht zudem die große Gefahr, dass die Isis-Verbände durch ihre militärischen Erfolge enormen Zulauf bekommen. Schon jetzt kämpfen viele europäische Islamisten, darunter auch Deutsche in ihren Reihen. Den Hauptteil dieser internationalen islamistischen Brigaden stellen neben Syrern und Irakern Saudis, Nordafrikaner und Türken. In Trainingslagern werden auch Frauen und Kinder ausgebildet.
Dass Isis so stark werden konnte, hat viele Ursachen. Die Hauptschuld tragen natürlich der frühere US-Präsident George W. Bush sowie seine Einflüsterer, der damalige Vizepräsident Dick Cheney und Verteidigungsminister Donald Rumsfeld sowie deren britischer Gehilfe Tony Blair. Ihr Plan, aus dem Irak einen demokratischen Modellstaat zu machen, war von Anfang an zum Scheitern verurteilt. Der Irak zählt heute zu den „Failed States“, bedrohte oder gescheiterte Länder ohne Kontrolle, Recht und Ordnung.
Der fatale Irakkrieg liegt schon ein gutes Jahrzehnt zurück und ist Geschichte. Er hat zwar die derzeitige Situation bewirkt, aber es gab Gelegenheiten, weitere Fehler erst gar nicht zu machen oder sie zu korrigieren. Einer der Fehler war der zu frühe Abzug der US-Armee aus dem Irak. Dieser war ein Wahlversprechen von Obama, aber als seine Truppen gingen, war die Lage im Irak bei weitem noch nicht stabil.
Große Verantwortung für die derzeitige Lage trägt auch die irakische Regierung unter Nuri al-Maliki. Die von Schiiten dominierte Führung hat es versäumt, Sunniten miteinzubeziehen. Darin sehen Politik- und Islamwissenschaftler heute einen Kardinalfehler. Allerdings war unter dem Sunniten Saddam fast der gesamte Unterdrückungsapparat, Polizei, Armee und Geheimdienste, von Sunniten dominiert. Man kann es al-Maliki nicht verdenken, dass er den ehemaligen Saddam-Anhängern gründlich misstraute Auf der anderen Seite ist es sträflich, wenn man ein Drittel der Bevölkerung von der Machtteilhabe ausschließt. Als anderer Fehler al-Malikis gilt, dass er sich beim Abzug der US-Amerikaner nicht mit Obama auf US-Ausbilder für die irakische Armee geeinigt hat. Diese gilt als wenig schlagkräftig.
Einen Beitrag zum Erstarken des Isis hat auch der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan geleistet. Seine Auslegung des Koran ist zwar von jener des Isis weit entfernt, aber unterstützte die Terrorgruppe insgeheim. Isis bekämpft zwei Hauptfeinde Erdogans: Syriens Machthaber Assad und die Kurden. Der deutsche Islamwissenschaftler Guido Steinberg geht davon aus, dass Isis-Milizionäre unbehelligt über die Türkei ein- und ausreisen konnten. Es ist nicht auszuschließen, dass die Terrororganisation über die Türkei auch Nachschub erhalten hat.
Inzwischen hat sich die Haltung der Türkei allerdings geändert. Isis-Kämpfer haben türkische Diplomaten in Mossul und Lastwagenfahrer als Geiseln genommen. Ein türkischer Militäreinsatz gegen die Terrororganisation ist nicht auszuschließen. Selbst Obama, der vor wenigen Tagen eine neue US-Militärdoktrin vorgestellt hat, in der er von der Weltpolizeirolle der USA abrückte, lässt einen Militärschlag gegen den Isis offen. Der Iran hat seine Grenztruppen verstärkt. Dem schiitischen Gottesstaat ist ein sunnitisches Pendant nicht ganz geheuer. In Bagdad hat sich al-Maliki an seine kurdischen Landsleute erinnert und gemeinsam mit ihnen eine Offensive gestartet, die den Vormarsch von Isis vorerst gestoppt hat.
Es ist wenig wahrscheinlich, dass die militärischen Erfolge der Ultraislamisten Bestand haben. Ihre Hochburgen haben sie in Regionen, in denen mehrheitlich Sunniten leben. Allerdings dürfte nur ein Bruchteil der sunnitischen Moslems wirklich hinter dem Radikalismus des Isis stehen. Auch an der Fahnentreue der militärischen Führer darf man zweifeln. Deren früherer Arbeitgeber Saddam Hussein stand für Vieles, aber nicht für seine konsequente Auslegung des Koran. Wenn es nur um Macht und Reichtum ginge, hätte Isis vermutlich mehr Anhänger.
Man kann davon ausgehen, dass die Isis-Verbände bald in die Schranken gewiesen werden. Das könnte durch US-Luftangriffe, türkische Militäraktionen, US-Waffenlieferungen an die irakische Armee, iranische Militärberater, kurdische und schiitische Milizen geschehen. Die Folge wären Tausende von Toten, und der Terror wäre damit nicht beendet.
Meinung
Randglossen
Die telefonischen Umfragen privater Ermittler des Fernsehens, genannt „Rating“, ärgern offenbar die Regierung. Es geht um die Einschaltquoten der Fernsehprogramme zwecks privater Anzeigen auf den Bildschirmen. Hohe Ratings führen zu teuren Anzeigen. Offenbar ärgert das die Regierung, hat doch Präsidentin Cristina Kirchner beschlossen, ein neues staatliches Amt mit diesen Ermittlungen zu beauftragen. Diese Verstaatlichung rein privater Tätigkeiten soll offenbar die privaten Ratings ersetzen. Das ist völlig unnötig, handelt es sich doch um Anzeigengeschäfte, die die Regierung nichts angehen. Das sogenannte Modell der Regierung ist deutlich interventionistisch, wenn es private Geschäfte verdrängt, die die Regierung nichts angehen. Ratings interessieren nur private Fernsehsender, nicht die Regierung, die sich um andere Amtsgeschäfte kümmern sollte. Nebenbei entsteht ein neues Amt mit mehr Staatsangestellten, deren Gehälter das inflationsfördernde Defizit erhöhen. Wie gehabt.
Im Gegensatz zum Gerede über die Armut in Argentinien, deren echtes Ausmaß niemand kennt, zeigen tausende reiselustiger Argentinier anlässlich der Fußballweltmeisterschaft im Nachbarland Brasilien, dass hierzulande viel Geld verfügbar ist, um die Spiele vor Ort zu sehen, wofür teure Flugreisen, Hotelübernachtungen und Speisen bezahlt werden müssen. Die Preise sind in Brasilien für Argentinier viel teurer als im Land, dank des abgewerteten Pesos. um sich am Spaß zu erfreuen, der im Rummel um die Weltmeisterschaft vor Ort entsteht. Für einige Wochen betäuben die Spiele die hiesige Politik und die Korruption. Nachher kehrt der Alltag zurück, derweil die Regierung nach wie vor nicht weiß, wie die Inflation zu bekämpfen ist.
Totgesagte leben länger. Das gilt auch für die US-amerikanische Tea-Party-Bewegung. Unlängst haben die republikanischen Taliban eine parteiinterne Vorwahl nach der anderen verloren. Regelmäßig setzte sich ein gemäßigter Republikaner durch. Doch diese Woche erwischte es einen Parteipromi eiskalt. Eric Cantor, der republikanische Mehrheitsführer im Repräsentantenhaus unterlag dem teetrinkenden Frischling David Brat ziemlich deutlich. Das kommt einem politischen Erdbeben gleich, denn Cantor ist ein Rechtsaußen der Partei, also kein Gesundheitsreform-Freund oder Schwulenversteher. Brat gewann dennoch, weil er seinen Kontrahenten als nicht konservativ genug brandmarkte. Die Demokraten freuen sich über das Ergebnis.
Auch in Texas gibt es republikanische Taliban. Sie sind gefährlicher, denn dort dominieren sie die Grand Old Party. Vergangenen Sam-stag beschlossen die texanischen Republikaner, dass Homosexualität heilbar ist und dass Schwule und Lesben ein Recht auf „Heilung und Ganzheit ihres homosexuellen Lebensstils“ haben. Das klingt reichlich verschwurbelt, heißt im Klartext aber, dass Eltern ihre „der Homosexualität verdächtigen“ Kinder einer Psychotherapie unterwerfen können. Republikanische Politiker in anderen US-Staaten raufen sich die Haare, denn die medizinische Fachwelt sieht Homosexualität nicht als Krankheit und lehnt Therapien zur Änderung der sexuellen Orientierung ab. Demnächst steht im Parteiprogramm der texanischen Republikaner, dass die Erde eine Scheibe ist.
Wirtschaft
Die Erdöldiskussion mit den Provinzen
Am Montag empfing die Präsidentin Cristina Kirchner die Gouverneure der zehn Provinzen, in denen Erdöl- und Gaslager ausgebeutet werden. Die Provinzen haben gemäss der 1994 reformierten Verfassung die Hoheit über diese Ressourcen, so dass sie Konzessionen vergeben und dabei auch die Bedingungen festsetzen. Die Nationalregierung beanstandet dabei, dass die einzelnen Provinzen unterschiedliche Bedingungen festsetzen, und gelegentlich bei ihren Forderungen so weit gehen, dass sie Investitionen verhindern. YPF-Präsident Miguel Galuccio war in dieser Beziehung besonders kritisch. Unlängst hat sich YPF bei einer Ausschreibung für die Ausbeutung eines Erdöllagers in der Provinz Mendoza nicht gemeldet, weil die Provinz forderte, dass ihr Energieunternehmen beteiligt werde.
Die Nationalregierung will jetzt ein neues Gesetz haben, dass die Lage regelt. Dies ist nicht einfach, eben weil die Verfassung den Provinzen weitgehende Befugnisse gegeben hat, die jetzt beschränkt werden sollen. Einmal soll die Beteiligung der Provinzunternehmen verboten oder zumindest an bestimmte Bedingungen gebunden werden. Denn diese Unternehmen tragen kaum Kapital bei (weil die Provinzverwaltungen nicht über die notwendigen Mittel verfügen) und noch weniger Technologie. Es handelt sich somit um eine verkappte Erhöhung der Gebühren, die den Provinzen zustehen.
Die Regierung will jetzt die Gebühren vereinheitlichen. Meistens liegen sie bei 12%, aber die Provinzen haben sie bei neuen Konzessionen und Verlängerung der bestehenden erhöht. Ebenfalls soll die Bruttoumsatzsteuer vereinheitlich werden. Die Provinzen haben Sätze, die von 2% bis 5% gehen. Die Regierung will einen allgemeinen Satz von 3%.
Die Konzessionen haben bisher eine Laufzeit von 25 Jahren, die um weitere 10 Jahre verlängert werden können. Die Provinzen haben in vielen Fällen vorzeitige Verlängerungen der Konzessionen verfügt. Die Regierung will jetzt, dass dies von ihr und nicht von den Provinzen verfügt wird. Ebenfalls soll die Konzessionsperiode bei nicht konventionellen Lagern, wie „Vaca Muerta“, länger laufen, weil die Investitionen sehr hoch sind und einer längeren Amortisationsperiode bedürfen.
Die Gouverneure sind nur zum Teil mit den Vorschlägen einverstanden, die ihnen CFK mitgeteilt hat. Die Diskussion soll nächsten Montag weitergehen, aber nicht mit der Präsidentin, sondern voraussichtlich mit Planungsminister De Vido u.a. hohen Beamten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,15, 0,37% über der Vorwoche und 22,90 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,81 Mrd. gegen u$s 28,64 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.14 bei $ 8,208, zum 30.09.14 bei $ 8,81 und zum 30.12.14 bei $ 9,43 Der Terminkurs per Dezember 2014 enthält einen Jahreszinssatz von 30,88%, der die Abwertungserwartung widergibt. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 11,80 und bei Überweisungen über Dollarbonds $ 10,70.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 0,48% und lag 26,41 % über Ende 2013.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,95% und notierten mit 49,63% im Plus gegen-über Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,72% und lagen mit 42,17% gegenüber Ende 2013 im Plus. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,77% und lagen mit 3,24% im Minus, und Global 2017 Arg. gewannen 1,33% und lagen 3,80% im Plus seit Jahresende 2013.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 219,84 (Vorwoche $ 215,70) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 314,06 (Vorwoche $ 318,00).
***
Die ZB hat den Banken die Anweisung erteilt, dass sie den Firmen, die Dividenden oder Gebühren ins Ausland überweisen wollen, mitteilen sollen, das dies nur zugelassen wird, wenn diese Unternehmen im gleichen Umfang direkt exportieren oder sonst Exporte verpflichten. Einige Banken haben dies schon an ihre Kunden weitergeleitet. Hier wird das System wieder angewendet, dass der ehemalige Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno erfunden hatte. Diese Empfehlung der ZB hat überhaupt keine legale Grundlage, und haben ebenfalls wirtschaftlich keinen Sinn. Doch ZB-Präsident Juan Carlos Fábrega will eben die Reserven schützen, und greift dabei zu allen möglichen Mitteln.
***
Die Regierung hat eine Erhöhung der im Haushaltsgesetz für 2014 vorgesehenen Staatsausgaben durch Beschluss des Kabinettschefs Nr. 426/14 (Amstblatt vom 12.6.14) um $ 2,04 Mrd. verfügt. Davon sind $ 517 Mio. für das Innen- und Transportministerium bestimmt, $ 441 Mio. für das Ministerium für soziale Entwicklung, $ 369 Mio. für das Amt des Kabinettschefs, $ 115 Mio. für das Ministerium für Wissenschaft und Technologie, $ 109 Mio. für das Wirtschaftsministerium, $ 92 Mio. für das Sicherheitsministerium und $ 80 Mio. für das Präsidialamt. Dabei wird ein grosser Teil der zusätzlichen Mittel für Staatspropaganda eingesetzt. $ 210 Mio. im Amt des Kabinettschefs, $ 37 Mio. für das Programm „Fussball für alle“ (das jetzt in diesem Jahr $ 1,45 Mrd. kosten soll, von denen 55% schon ausgegeben wurden), $ 130 Mio. für staatlichen Rundunk und Fernsehen und $ 80 Mio. für das neu geschaffene Sekretariat für die nationale Ideologie. Die gesamten ursprünglich budgetierten Staatsausgaben sind somit in diesem Jahr schon von $ 858,86 Mrd. auf $ 864,50 Mrd. gestiegen.
***
Die Interamerikanische Entwicklungsbank hat einen Kredit von $ 3 Mio. gewährt, der für die Instandsetzung von landwirtschaftlichen Strassen in der Provinz Río Negro bestimmt ist.
***
Die Rohstahlproduktion erreichte im Mai 482.900 Tonnen, 7,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Stahlindustrie. In 5 Monaten wurden 2,2 Mio. Tonnen erreicht, 11,7% mehr als im Vorjahr.
***
Im April sind laut INDEC 462.000 Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, ins Ausland gereist, 26,4% weniger als im Vorjahr. Es ist der dritte monatliche innerjährliche Rückgang in Folge. Die Tourismusagenturen haben daraufhin angeblich 500 Entlassungen verfügt. Auf der anderen Seite sind im April 470.107 Ausländer nach Argentinien gekommen, 32,2% mehr als im Vorjahr.
***
Die Exporte von Biodieselöl gehen weiter zurück, und erreichten in den ersten vier Monaten 2014 u$s 222 Mio., 33,7% weniger als in der gleichen Zeitperiode vor einem Jahr. Hauptabnehmer der argentinischen Lieferungen ist jetzt Peru, gefolgt von den USA. Spanien, bis vor kurzem noch der Hauptmarkt argentinischer Biodieselexporte, rutschte auf die vierte Stelle.
***
Das Binnenhandelssekretariat untersucht, ob es beim Import von Schraubenschlüsseln für die Automobil- und die Bauindustrie aus China, Taipei und Indien, Dumpingpreise gezahlt worden sind. Die Anzeige wurde vom argentinischen Hersteller SNA-E eingebracht.
***
Der Konsum von trockenen Teigwaren ist 2013 um 6,7% auf 8,27 kg pro Kopf gestiegen, was einen Rekord darstellt, der allerdings noch weit entfernt von den 26 kg pro Kopf liegt, die in Italien konsumiert werden. Hinzu kommen noch frische Teigwaren, die eventuell noch ein Kilogramm pro Kopf addieren. Der steigende Teigwarenkonsum ist in Argentinien u.a. Ausdruck einer Verteuerung anderer Nahrungsmittel, besonders Rindfleisch, und auch eines geringeren Realeinkommens der Familien. Mit Teigwaren kann sich eine Familie billig ernähren.
***
Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Noten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 30. Mai um 15,60%, nach einer Verringerung von 7,49% im Laufe dieses Jahres. In 30 Tagen betrug die Zunahme 2,29%. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten in Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in 12 Monaten um 22,07%, nach einer Abnahme von 2,07% Ende 2013, bei einer Zunahme von 3,08% in 30 Tagen. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten um 22,30%, und die gesamten Pesokredite um 25,04%.
***
Am 3. Juni wurde das Kernkraftwerk Atucha II (jetzt benannt Néstor Kirchner) in Betrieb genommen, mit dem Beginn der Spaltung der Uranatome. Die Stromerzeugug soll stufenweise zunehmen und Ende 2014 5% der gesamten landesweiten Stromverbrauchs decken. Dieses Kraftwerk wurde Anfang 1981 begonnen, danach schleppend weitergeführt und von 1994 bis 2006 stillgelegt, weil die Privatisierung der meisten Kraftwerke und die Fertigstellung von Yacyretá zu einem Stromüberschuss führten, der die hohen Investitionen in diesem Kernkraftwerk nicht rechtfertigt. 2006 war die überschüssige Kapazität aufgebraucht und es musste wieder investiert werden, um die Erzeugung zu erhöhen. Dass acht Jahre notwendig waren, um das Werk fertig zu stellen, lässt sich gewiss nicht rechtfertigen, umso weniger, als der Bau schon weit fortgeschriten war. Die Verzögerung und auch die Unterbrechnung des Baus hat die Kosten des Werkes stark in die Höhe getrieben, so dass es pro KW bei weitem das teuerste Kernkraftwerk der Welt ist.
***
Die Zentralbank hat am Dienstag neue Zinshöchstsätze für Bankkredite festgesetzt. So wurde eine Formel eingeführt, bei der sich die effektiven Zinssätze (berechnet auf Saldi der Schuld) innerhalb einer Marge von 38,9% bis 48,3% bewegen müssen. Bislang schwankten die Zinssätze zwischen 47% und 111% effektiver Jahreszins. Bei Pfandkrediten sollen sich die Zinssätze innerhalb einer Marge von 33,5% bis 37,5% bewegen, statt bisher 38% bis 72%. Ausserdem wird zwischen Grossbanken und kleineren Finanzinstituten unterschieden. Darüber hinaus soll sich die Wirkung auf die Zinssätze auswirken, die von den bankeigenen Kreditkarten oder den Kreditkartenorganisationen berechnet werden. Solche Sätze dürfen laut Gesetz 25.065 den Limit von 25% der banküblichen Zinshöchstsätze nicht übersteigen. Die Massnahme zielt darauf, die Zinssätze auf Kredite oder Überziehungskredite deutlich zu senken, die seit Jahresanfang kräftig gestiegen waren.
***
Nach Angaben des Statistikamtes INDEC, erreichte der Umsatz der Pharmaindustrie im ersten Quartal 2014 $ 7533,9 Mio., eine Zunahme um 24,7% gegenüber der gleichen Vorjahresperiode. Von dieser Gesamtsumme wurden $ 5343 Mio. durch inländische Verkäufe erzielt, eine innerjährliche Zunahme um 23,4%, die jedoch weit unterhalb der Inflationswerte liegt.
***
Die Mobilfunkunternehmen müssen ihre Kundschaft klar, ausführlich und kostenlos über die Kosten der verschiedenen Dienste informieren, sei es Anrufe, SMS, Multimediadienste oder ein Internetzugang. Regelmässig sollen die Verbraucher über die Grundgebühr der verschiedenen Tarife für die Handynutzung informiert werden. Ausserdem sollen die Kunden Auskunft über den Sekundenpreis, sowie der Preis für die ersten 30 Sekunden erhalten. Die neue Regelungen wurden gemeinsam vom Staatssekretär für Handel Augusto Costa, und vom Fernmeldestaatssekretär Norberto Berner angekündigt.
***
Das Technologieunternehmen Invap, das dem Staat der Provinz Río Negro gehört, und 1976 unter der Schirmherrschaft der Atomenergiekommission gegründet wurde, erhielt den Zuschlag um in Indien ein Produktionswerk für Radiosotope für insgesamt u$s 34 Mio. zu errichten, berichtete das Planungsministerium. Zum zweiten Mal konnte Invap Konkurrenten aus anderen Ländern ausstechen. Das erste Mal war in Austrailien, wo ein kleines Kernkraftwerk für wissenschaftliche Zwecke erreichtet wurde.
***
Wie der Verband „ Mottos“ berichtet, wurden im Mai 33.864 Motorräder dem Verkehr amtlich zugelassen, 46% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Zahl der zugelassenen Motorräder, die dem Verkauf an die Kunden entspricht, ist in den ersten fünf Monaten 2014 um 29% gegenüber dem Vorjahr geschrumpft.
***
In weiteren fünf Gemeinden der Provinz Buenos Aires (Zárate, Tapalqué, Ituzaingó, Marcos Paz und San Vicente) gelten in den Lebensmittelläden und den kleineren Supermärkten die „gepflegten Preise“, teilte das Staatssekretariat für Binnenhandel mit. Staatssekretär Augusto Costa äusserte das Ziel, das System auf das ganze Land auszudehnen.
***
Die Industrie verzeichnet zum April einen innerjährlichen Rückgang um 3,7%, und gegenüber März einen von 3,8%, hat das Wirtschaftsinstitut des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ (UIA) berechnet. Die ersten vier Monate lagen um 2,2% unter dem Vorjahr. Diese Ergebnisse liegen ähnlich wie die vom INDEC, laut dem die Industrieproduktion im April um 4%, und im Verlauf der ersten vier Monaten um 3,4% zurückging. Die UIA bemerkt ein Schrumpfen bei 58% der Industriezweige und stellt fest, dass die industrielle Tätigkeit seit dem letzten Quartal 2013 zurückgeht. Es sei auch keine Besserung in Aussicht. Für das Gesamtjahr rechnet die UIA mit einem Rückgang gegenüber dem Vorjahr von 2,5%. Ausser der Kfz-Industrie sei im April ein starker Rückgang bei der Zementindustrie (-7,1%) eingetreten. Die Erdölraffinerien, sowie die Textil- und die Lebensmittelindustrie hätten dagegen im April positive innerjährliche Ergebnisse gezeigt.
***
Nachdem der Gouverneur von Entre Rios, Sergio Uribarri, erreicht hat, dass sich das grösste Bauunternehmen von China für den Bau der Wasserleitungen Paraná-Estacas und Mandisoví Chico interessiert, die eine Investition von ca. u$s 200 Mio. darstellen, verhandelte er danach mit der chinesischen Export Credit Insurance Corporation, damit sie den Kredit für diese Investition sichert. Die Provinz kann dabei die Beteiligung an den nationalen Steuern als Sicherheit bieten, wobei die Banco Nación den Betrag der nicht gezahlten Amortisationsquoten und Zinsen automatisch abzieht, was auch durch eine politische Entscheidung nicht verhindert werden kann. Das Projekt ist für Bewässerung bestimmt.
***
Die Gewerkschaft der Metallindustrie („Unión Obrera Metalúrgica“, UOM) hat sich mit der Kammer der Stahlindustrie auf eine Lohnzulage von 29,93% auf die Grundlöhne des bestehenden Gesamtarbeitsvertrages geeinigt. Die Zunahme erfolgt in zwei Stufen, die erste sofort, rückwirkend ab April, und die zweite im Juni. Die Unternehmen der Kammer sind: die Techint-Firmen Tenaris-Siderar und Ternium Siderca, Acindar, kontrolliert von Arcelor-Mittal, Aceros Zapla (Jujuy), Sipar-Gerdau und Acerbrag. Im April hatte die UOM schon eine analoge Lohnerhöhung mit den anderen Unternehmerverbänden der Metallindustrie vereinbart. Die grossen Stahlwerke, um die es jetzt ging, sind weniger arbeitsintensiv als die Metallindustrie im Allgemeinen, und haben auch eine andere Struktur bei ihren Arbeitnehmern. Die Löhne sind bei den Stahlwerken höher als bei der Mertallindustrie im Allgemeinen. In beiden Fällen wurden die Verhandlungen der Gewerkschaft von Antonio Caló geführt, der den regierungsnahen Teil der Gewerkschaftszentrale CGT leitet und grundsätzlich viel gemässigter als Hugo Moyano ist, der den anderen CGT-Teil leitet und bei den Lastwagenfahrern auf einer Zulage von 40% besteht. Die Regierung hat eine ungeschriebene Richtlinie von 30% aufgestellt, was einen Rückgang des Reallohnes bedeutet, der unvermeidlich ist, obwohl ihn die Regierung nicht zugeben will.
***
Der Verkauf des Kontrollpaketes von Telecom Argentina S.A, von der italienischen Telecom an den Investment-Fonds Fintech, kontrolliert vom Mexikaner David Martinez, für u$s 960 Mio., der am 11.11.2013 abgeschlossen wurde, ist von den lokalen Behörden noch nicht genehmigt worden, obwohl inzwischen schon sechs Monate verstrichen sind. Es fehlt die Zustimmung des Sekretariates für Fernverbindungen, geleitet von Norberto Berner (der aus der Gruppe „La Cámpora“ stammt), und der Nationalen Kommission für Verteidigung der Konkurrenz. Die Kapitalübertragung ändert jedoch nichts am Unternehmen und der Marktlage der Telefonwirtschaft in Argentinien, wo Telecom grundsätzlich mit Telefónica (Tochtergesellschaft des gleichnamigen spanischen Unternehmens) und auch mit Telecentro, und bei der Mobiltelefonie auch mit Claro und Nextel konkurriert. Der Leiter des italienischen Unternehmens, Marco Patuano, reiste letzte Woche nach Argentinien, um eine Entscheidung zu erreichen, da der bestehende Zustand Probleme bei Telecom Italia schafft.
***
Der Verkauf von Baumaterialien verzeichnete gemäss dem Construya-Index (den die wichtigsten Lieferanten zusammenstellen) im Mai mit einem Minus von 10,3% gegenüber dem Vorjahresmonat den zweitstärksten Rückgang der letzten zwei Jahre. Nur im September 2012 war der Umsatzrückgang mit 12,4% noch stärker ausgefallen. Die Bautätigkeit dagegen konnte sich im vergangenen Monat leicht um 1,6% verbessern, und setzte damit die guten Ergebnisse des ersten Quartals fort.
***
High Group Limited übernahm 38,15% des Aktienpakets von Pluspetrol und ist jetzt neuer Partner von YPF für die Forschungsbohrung im Produktionsgebiet von Palmar Largo, in der Provinz Formosa, nahe der Grenze zur Provinz Salta und zu Paraguay. Die Konzession für dieses Gebiet läuft bis 2027.
***
Eine Gruppe von Abgeordneten aus der Regierungspartei „Frente para la Victoria“ spricht sich für die Schaffung eines Fonds aus, der die Mateteearbeiter in Schutz nimmt. Beabsichtigt sei eine Steuer i.H. von 10% des Preises von Matetee, der über das entspreche Institut (Instituto nacional de la Yerba Mate) verteilt wird.
***
Der Preisindex, den eine Oppositionsgruppe der Deputiertenkammer monatlich als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen berechnet, verzeichnet im Mai eine Zunahme von 2,2%, und in 12 Monaten zum Mai eine von 39,9%.
***
Argentinien und Brasilien haben das System des bilateralen Kfz-Handels um ein Jahr verlängert. Dabei gelang es schliesslich, die Diskussion über sensible Aspekte für beide Seiten um zwölf Monate zu verschieben. Vereinbart wurde ein neuer Wert für den sogenannten „Flex“, der die zollfreien Gesamtbeträge des Automobilaustausches regelt. Der „Flex“ setzt das Verhälnis von Kfz-Exporten beider Staaten im bilateralen Handel fest, bei denen Zollfreiheit gilt. Bis Juni letzten Jahres galt ein „Flex“ im Wert von 1,95, was bedeutet das Brasilien 95% mehr Kfz (in Werten) exportieren durfte, als es von Argentinien einführte. Argentinien forderte jetzt einen „Flexwert“ von ca. 1,2 um das Defizit im bilateralen Handel zu verringern, das letztes Jahr u$s 2,8 Mrd. erreicht hat. Der Wert wurde schliesslich auf 1,5 festgesetzt. An den Verhandlungen nahmen für Argentinien Wirtschaftsminister Kicillof sowie Industrieministerin Debora Giorgi teil. Brasilien wurde vom Industrie- und Aussenhandelsminister Mauro Borges vertreten. Brasilien will grundsätzlich freien Handel von Kfz und deren Teile, während Argentinien auf einem kompensierten Austausch von Kfz besteht und auch den Anteil lokal gefertiger Zubehörteile erhöhen will. Brasilien ist gesamthaft bei der Fabrikation von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern konkurrenzfähiger als Argentinien und würde bei freiem zollfreien Handel auf diesem Gebiet der argentinischen Kfz-Industrie einen Schaden zufügen.
***
Im Rahmen eines Seminars über Landwirtschaft erklärte Ricardo Negri, vom Verband der regionalen CREA-Gruppen, die sich mit Erfahrungsaustausch und Verbesserungsmöglichkeiten befassen, dass Argentinien 2020 zwischen 125 und 160 Mio. Tonnen Getreide und Ölsaat erzeugen könne, gegen angeblich 108 Mio. dieses Jahr (offizielle Schätzung). Bei dieser Gelegenheit wies María Beatriz Giraudo, Vorsitzende des Verbandes der direkten Aussaat, darauf hin, dass diese Technologie erlaubt habe, die Ernte von 50 Mio. t 1996 auf etwa 100 Mio. t in den letzten Jahren zu verdoppeln, wobei eine weitere Verdoppelung auf 200 Mio. Tonnen möglich sei, allerdings mit einer entsprechenden Landwirtschaftspolitik. Bei diesem Seminar sprach auch der Minister für Wissenschaft und Technologie, Lino Barañao, der darauf hinwies, dass die gesäte Fläche von jetzt 36 Mio. ha auf 42 Mio. 2020 erhöht werden könne, was zusammen mit höheren Erträgen eine Ernte von 190 Mio. Tonnen erlaube, von denen 69,8 Mio. auf Ölsaaten, 84,6 Mio. auf Getreide und 35,5 Mio. auf industrielle Kulturen (Zuckerrohr, Baumwolle, Tabak, Obst, Yerba Mate und Forstwirtschaft) entfielen. Ohne diese Kulturen, die Negri und Giraudo nicht berücksichtigt haben, gelangt Barañao auf 155 Mio. Tonnen, was auch ca 50% mehr als jetzt darstellt.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires hat ihre Schätzung für die diesjährige Maisernte (die zu 44% schon vollendet ist) um 1 Mio. t auf 25 Mio. t erhöht. Die Getreidebörse von Rosario hat ihrerseits die Schätzung der Sojabohnenernte leicht verringert, auf 55,6 Mio. t. Mit diesen hohen Ernten der zwei wichtigsten Arten von Getreide und Ölsaat wird die offizielle Schätzung gefestigt, dass dieses Jahr mit insgesamt 108 Mio. t eine Rekordernte erreicht wird. Im Vorjahr waren es gemäss Regierung 105 Mio. t.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Verkauf von Luxusfahrzeugen in Brasilien steigt immer mehr an, obwohl die Absatzzahlen in der Automobilbranche im Land allgemein weiter sinken. Seit Januar dieses Jahres konnten die drei deutschen führenden Autohersteller BMW, Audi und Mercedes-Benz in Brasilien neue Verkaufsrekorde aufstellen, während die Verkäufe in der Branche um 5,5% fielen. Ein Grund für die hohen Verkaufszahlen ist die Senkung der sogenannten IPI-Steuer, das ist die Steuer auf industriell hergestellte Produkte (Imposto sobre Produtos Industrializados), die den Unternehmen zugute kam. Im Gegenzug mussten die Unternehmen in die Fabriken in Brasilien investieren. Damit gelang es den Autohersteller mit ähnlichen Fahrzeugmodellen, wie sie bereits auf dem Markt verfügbar sind, die lokalen Anbieter zu überholen, indem sie auf starke Preisnachlässe und besondere Angebote setzten. In einer Kampagne von Audi wurde die gesamte Produktionslinie zu besonderen Konditionen verkauft. Dadurch registrierte Audi die besten Ergebnisse der vergangenen 20 Jahren und es gelang dem Hersteller, über 5.000 Fahrzeuge zu verkaufen. Das ist doppelt so viel wie im gleichen Zeitraum vergangenen Jahres. BMW, der in Brasilien Marktführer bei Luxuswagen ist, konnte seine Verkäufe um 24,5% steigern und 6.000 Fahrzeuge verkaufen. (Brazil News)
***
Angesichts der schwächelnden Konjunktur in Mexiko hat die ZB den Leitzins um 50 Basispunkte auf 3% gesenkt. «Die Zinssenkung wird dabei helfen, das Wirtschaftswachstum anzukurbeln und die Finanzierungskosten zu senken», sagte Finanzminister Luis Videgaray. Kredite sind in Mexiko äußerst teuer. Analysten sehen darin ein großes Wachstumshemmnis. Nach enttäuschenden Konjunkturdaten zu Jahresbeginn hatte das Finanzministerium seine Wachstumsprognose für 2014 zuletzt von 3,9% auf 2,7% gesenkt. Nach einer mehrjährigen Phase solider Zuwächse hatte die mexikanische Volkswirtschaft im vergangenen Jahr gerade einmal 1,1% zugelegt. (dpa)
***
Wie die brasilianische Regierung berichtet, sind schon u$s 3,6 Mrd. in den Bau von Fussballstadien und u$ 7,8 Mrd. in Infrastuktur für die Fussballweltmeisterschaft investiert worden, von der u$s 3,6 Mio. auf Verbesserung der Strassen in Städten und öffentlichem Transport, u$s 2,8 Mrd. auf Flughäfen, u$s 845 Mio. auf Sicherheit, u$s 267 Mio. auf Häfen, u$s 178 Mio. auf Fernverbindungen und noch einmal so viel auf touristische Einrichtungen entfallen. Die Stadien wurden je zur Hälfte vom Staat (Nationalstaat, Einzelstaaten und Gemeinden) finanziert, und der Rest von der Förderungsbank BNDES als Kredit beigetragen.
***
Corporación America, kontrolliert von Eduardo Eurnekian, die die argentinischen Flughäfen betreibt, hat letzte Woche zusammen mit der brasilianischen Engevix den neuen Flughafen in Natal, in Brasilien, eingeweiht, sieben Monate vor dem vertraglichen Termin. Die Investition erreichte 500 Mio. Reais. Die Konzession läuft auf 28 Jahre.
***
Die chilenische Regierung hat ein umstrittenes Staudamm-Projekt blockiert. Der Ministerrat von Staatschefin Michelle Bachelet verweigerte am Dienstag dem Bau von fünf verbundenen Wasserwerken in der südchilenischen Region Aysen die Umweltgenehmigung. Das Vorhaben habe die möglichen Umweltschäden nicht ausreichend in Betracht gezogen, heißt es in dem Regierungsbeschluss. Durch das Projekt sollten rund 20% des chilenischen Energiebedarfs gedeckt werden. Der Bau sah zwei neue Kraftwerke auf dem Fluss Baker und drei auf dem Pascua-Fluss vor. Knapp 6000 Hektar Land würden von Stauseen überflutet werden. (dpa)
***
Der uruguayischen Regierung ist es gelungen, u$s 2 Mrd. ihrer Auslandsschuld mit einem Langfristbonds, der im Jahr 2050 fällig wird und einen Jahreszinssatz von 5,12% abwirft, zu refinanzieren. Das Papier wurde in den wichtigsten Finanzplätzen von den Banken HSBC und JP Morgan platziert. Der Zinssatz liegt nur 1,65% über den von vergleichbaren Titeln der USA.
***
Die Regierungen von Argentinien und Paraguay vereinbarten eine Überprüfung des Vertrages, der das binationale Wasserkraftwerk Yacyretá regelt, und somit auch die Revision der Preise, die das Nachbarland für den Strom erhält, der ihm zusteht, jedoch an Argentinien geliefert wird. Argentinien berechnet hier den allgemeinen Engrospreis für Strom, der jedoch subventioniert ist und daher unter dem echten Preis liegt. Doch auf der anderen Seite hat Argentinien allein das ganze Werk finanziert, und Paraguay hat seinen Anteil bisher nicht bezahlt. Jetzt soll eine Kompromisslösung gefunden werden, bei der der künstlich niedrig gehaltene Strompreis irgendwie gegen den von Paraguay nicht geleisteten finanziellen Beitrag verrechnet wird. Paraguay ist für Argentinien ein komplizierter Partner, der stets versucht, Sondervorteile zu erhalten. Deshalb hat auch die Lösung des Konfliktes lange gedauert, der bei der Festsetzung der Entschädigungen für die durch die letzte Pegelerhöhung des Staudammes überschwemmten Gebiete enstanden ist. Paraguay forderte zunächst absurde Beträge, weit über dem Marktpreis jener Ländereien.
***
Die uruguayische Regierung hat der Firma UPB (ex Botnia) erlaubt, die Produktion ihrer Zellulosefabrik in Fray Bentos, am Uruguay-Fluss, auf 1,3 Mio. Tonnen zu erhöhen, wie es das Unternehmen schon 2011 gefordert hatte. 2013 war schon eine Zunahme von der ursprünglichen Million auf 1,2 Mio. Tonnen genehmigt worden. Der Regierunsbeschluss weist auf die Bedeutung dieser Produktionserhöhung für die Forstwirtschaft hin. Umweltgruppen in Gualeguaychú, Provinz Entre Ríos, hatten die Fabrik von Anfang an beanstandet. Es wurden jedoch überhaupt keine Umweltschäden nachgewiesen. Es besteht der Verdacht, dass der Konflikt, der während vier Jahren zur Sperre der Brücke über den Uruguay-Fluss führte (was von den Kirchner-Regierungen geduldet wurde, obwohl es sich um ein Delikt handelte) vom Unternehmen finanziert wurde, das den Transport von Automobilen und Personen per Schiff vollzieht, das in diesen Jahren ein phänomenales Geschäft machte, da niemand mit dem Automobil nach Uruguay reisen konnte.
***
Geschäftsnachrichten
Zanella
Dieser führende Motorradhersteller stellte unter dem Namen E-Styler den ersten E-Scooter vor, ein ideales elektrischer Zweirad um umweltfreundlich und abgasfrei durch Städte zu fahren. Der E-Styler bedient sich einer Batterie, die ähnlich wie ein Handy, sehr leicht über einen 220 V-Stecker aufladbar ist. Der Ladungsprozess dauert zwischen 5 und 8 Stunden. Der E-Styler wird in zwei Modellen zum Preis von $ 19.990 und $ 20.990 angeboten.
YPF
Dieses Erdölunternehmen erreichte im Gebiet Loma Campana, in Vaca Muerta, Provinz Neuquén, eine Tagesförderung von Gas und Erdöl von umgerechnet 24.000 Barrel pro Tag, Die Zunahme betrug in einem Monat 20%. Es handelt sich hier um die erste Ausbeutung eines nicht konventionellen Lagers (Schiefergas und –erdöl). YPF hat hier schon 22 Bohranlagen eingesetzt, die 198 Bohrungen durchgeführt haben. Für dieses Jahr sind in diesem Gebiet Investitionen in Höhe von u$s 1,6 Mrd. vorgesehen. Unlängst hat das Unternehmen die dritte Anlage für Empfang, Trennung und Beförderung (mit Pumpen) dieser Brennstoffe in Betrieb genommen. In Kürze soll eine vierte Anlage hinzukommen. Diese Anlagen werden in Argentinien hergestellt.
MQ und National Oilwell Varco
Das argentinische Unternehmen MQ aus Mar del Plata und das US-Unternehmen National Oilwell Varco starten demnächst gemeinsam im Industriepark von Mar del Plata mit dem Bau von Bohrtürmen für die Erdölindustrie. Die Bohrtürme sollen im Lager von Vaca Muerta ihre Verwendung finden. Die Anfangsinvestition liegt bei $ 30 Mio. Durch das Projekt entstehen 70 neue Arbeitsplätze.
Rust Oleum Argentina
Dieses US-Unternehmen, das sich 1998 auch in Argentinien niedergelassen hat, allerdings nur als Importeur seiner Produkte, hat jetzt beschlossen, 40% des lokalen Umsatzes auf argentinische Fabrikation zu verlagern, sowohl eigene wie von Zulieferanten. Danach soll auch die Produktion weiter erhöht werden, um Bolivien, Chile, Paraguay und Uruguay zu beliefern. Die Entscheidung wurde u.a. auf Grund der Importhemmungen getroffen, die das normale Geschäft erschwert hatten.
Aerolineas Argentinas
Die nationale Fluggesellschaft erhielt ihren vierten Airbus A 330/200. Wie der CEO von Aerolineas, Mariano Recalde unterstrich, steigt damit erneut die Effizienz sowie die Wirtschaftlichkeit der Flotte. AA hat seit der Verstaatlichung auf Expansionskurs gesetzt und die Flotte weitgehend erneuert und ausgeweitet, was mit staaatlichen Mitteln und den normalen Krediten finanziert wurde, die den Verkauf von Flugzeugen begleiten. Meistens liegen die Tarife von AA weit unter denen von Konkurrenten, was auch zum hohen Betriebsdefizit beiträgt.
Mercedes-Benz
Für ihre gesamten LKW- Modelle bietet nun der deutsche Autobauer neue Finanzierungslösungen. Kleine und mittlere Unternehmen können in bis zu 36 Monaten 50% des Neuwertes mit einer jährlichen Zinsrate von 9,9% finanzieren. Bei den Nutzfahrzeugen der Modellreihe Sprinter gilt ebenfalls eine Finanzierungsmöglichkeit auf gleicher Zinsbasis, bei einer Laufzeit von 12 Monaten und einer Anzahlung von 50% des Gesamtpreises.
Oil M&S
Das Erdölunternehmen von Cristóbal López (der den Kirchners nahe steht und bei den Spielkasinos eine Vorrangstellung einnimmt) hat eine Investition von u$s 20 Mio. in Brasilien angekündigt. Zusammen mit der US-Firma Tuscany International Drilling, die die Bohranlagen liefert, soll die Forschung in zugeteilten Gebieten eingeleitet werden. Es wurde auch vereinbart, dass die Technologie, die hier verwendet wird, auch in Argentinien eingesetzt wird.
Econovo
Dieser Fabrikant von Ausrüstungen für die Müllabfuhr und die Umweltreinigung gab eine Investition von $ 20 Mio. bekannt, die dazu bestimmt ist, in der Fabrik der Firma in Oncativo, Provinz Córdoba, die Teile zu erzeugen, die bei Lastwagen für Müllabfuhr die seitliche Ladung erlauben, die bisher aus Italien importiert wurden. Econovo hatte 2013 einen Umsatz von $ 120 Mio., und exportiert schon 20% der Produktion nach Bolivien, Ecuador, Uruguay, Paraguay und Venezuela.
Impsa
Dieses Unternehmen, kontrolliert von Enrique Pescarmona, übernimmt die Bereitstellung von Ausrüstungen im grössten Energieversorgungsprojekt in der Geschichte Kolumbiens, Ituangó. Das Wasserkraftwerk mit einer Leistung von 2400 MW soll bis 2018 fertiggestellt werden.
Wirtschaftsübersicht
Der Boudou-Skandal und die politischen und wirtschaftlichen Konsequenzen
Der Fall des Vizepräsidenten Amado Boudou, der am Montag vor Gericht aussagen musste, überschattet das gesamte politische Geschehen, und indirekt auch die Wirtschaft. Es ist eine böse Sache, wobei alle Welt überzeugt ist, dass hier eine gigantische Korruption aufgedeckt wurde. Die öffentliche Bedeutung, die dem Fall in den Medien gegeben wurde, wird allgemein dahingehend interpretiert, dass Boudou Dreck am Stecken hat. Allein das stellt ein Politikum dar, über das sich die Regierungsmannschaft und die Politiker der Regierungspartei Sorgen machen, weil es ihre Aussichten beeinträchtigt, nach dem 10. Dezember 2015 mit Scioli oder sonst jemand an der Macht zu bleiben oder zumindest irgendwie mitzumischen.
Im Fall der Übernahme des Kontrollpaketes der Firma Ciccone Calcográfica ist es schwer nachzuweisen, dass Alejandro Vandenbroele, der dabei auftritt, ein Strohmann von Boudou ist, obwohl kaum Zweifel bestehen, dass er es war. Es gibt viele Hinweise, vor allem, dass Boudou sich intensiv für dieses Geschäft interessiert hat, das auf der Zahlung einer hohen Schuld an das Steueramt in Raten und zu einem niedrigen Zinssatz basierte. Aber es bleibt schliesslich dem Richter überlassen, ob er zum Schluss kommt, dass kein Zweifel besteht, dass Boudou der eigentliche Käufer war, oder eben die Beweise für ungenügend hält. Das Strafrecht erfordert mehr als Indizien. Boudou kann jedoch auch verurteilt werden, weil er beim Kauf durch Dritte als Wirtschaftsminister in unzulässiger Weise mitgewirkt hat, und auch, weil er gelogen hat, u.a. wenn er sagte, dass er Vandebroele nicht kennt. Das alles wäre jedoch bei weitem nicht so schlimm wie der Nachweis, dass er Ciccone übernehmen wollte. Politisch macht es jedoch kaum einen Unterschied, weswegen er verurteilt wird.
Der Vizepräsident hat ausserdem noch zwei weitere Prozesse: einen wegen illegaler Bereicherung und ein weiterer wegen der Mitwirkung von „The Old Fund“, dem von Vandenbroele kontrollierten Investmentfonds, bei einer Umschuldung einer Schuld der Provinz Formosa gegenüber dem Nationalstaat. Der Vermögenszuwachs, den Boudou nicht mit seinen angegebenen Einnahmen rechtfertigen kann, sollte ohne Schwierigkeiten festgestellt werden, wobei allerdings auch hier Strohmänner mitwirken können, die auch untersucht werden müssen. Doch der Fall der Provinz Formosa lässt keinen Zweifel übrig. Innerstaatliche Schulden, also auch zwischen einer Provinz und dem Nationalstaat, werden direkt verhandelt. Dabei kann es keinen Vermittler oder Berater geben. In diesem Fall kommt noch hinzu, dass „The Old Fund“ nicht einmal eine minimale Struktur für diesen Zweck hat, ebenfalls überhaupt keine Erfahrung auf diesem Gebiet, so dass die Provision von umgerechnt fast u$s 2 Mio. gewiss nicht gerechtfertigt werden kann. Die Schulden der Provinzen gegenüber dem Nationalstaat werden automatisch verlängert, wobei gelegentlich Bedingungen gestellt werden, die sich auf Ausgabenkürzung und Erhöhung der eigenen Steuereinnahmen beziehen. Im Extremfall wird eine Provinz interveniert. Es besteht hier nicht der geringste Zweifel, dass es sich um ein Schmiergeld handelt, für das sich Amado Boudou als damaliger Wirtschaftsminister und Gildo Insfran als Gouverneur von Formosa zu verantworten haben. Ohne die ausdrückliche Zustimmung von Boudou hätte dieses krumme Geschäft nicht zustande kommen können.
Die Justiz hat sich allgemein in letzter Zeit von der Regierung distanziert. Viele Richter lassen sich nicht mehr vorschreiben, was sie zu tun haben, wie es noch vor nicht allzu langer Zeit der Fall war, als sie von einem gewissen Javier Fernandez aufgesucht wurden, der ihnen im Namen von Néstor Kirchner und danach von Cristina sagte, wie sie über bestimmte Fälle zu urteilen hätten. Die Richter, die sich als allererstes um die Erhaltung ihrer gut bezahlten Posten bemühen (ein Bundesrichter verdient ca. $ 40.000 pro Monat, steuerfrei), wittern, dass der Wind aus einer anderen Seite bläst und sie dann in absehbarer Zukunft bestimmte Entscheidungen rechtfertigen müssen. Beim Richerrat besteht gegenwärtig eine Pattsituation, bei der weder die Vertreter der Regierung noch die der Opposition Richter absetzen können. Doch nach dem 10. Dezember 2015 ändert sich die Zusammensetzung des Rates, wobei die K-Mitglieder in der Minderheit bleiben, und dann wird es für Richter gefährlich, die die Anweisungen der Regierung befolgt und dabei die Rechtsordnung missachtet haben. Die Justizreform, die die Regierung vorantrieb, um die Justiz noch mehr zu beherrschen, ist gescheitert, und somit wird es jetzt für die Regierungsmannschaft gefährlich. Das hat Richter Ariel Lijo, der Boudou vorgeladen hat, deutlich gezeigt. Es ist der Regierung nicht gelungen, ihn abzusetzen oder den Fall Boudou auf einen anderen Richter zu übertragen.
Die Gerichtsverfahren, die den Vizepräsidenten betreffen, werfen einen schwarzen Schatten auf die Präsidentin selber. Denn sie, und nicht die Parteiführung, hat Boudou eigenwillig zu ihrem Partner gemacht, und sie hat sich jetzt hinter ihn gestellt und ihm ihre volle Unterstützung gegeben, was eine grosse Verantwortung für sie mit sich bringt. Es kann kein Zweifel bestehen, dass sie über all dies Bescheid wusste, wobei die von ihr verfügte Verstaatlichung der Ciccone-Druckerei, mit der der Fall verdeckt wurde, zeigt, dass sie Boudou geholfen hat. Es gab keinen objektiven Grund für diese Enteignung, die der Münzanstalt einen hohen Verlust aufbrummt. Die offizielle Rechtfertigung, mit dem Argument der „Gewinnung der monetären Souveranität“ ist absurd.
Auf CFK kommt jetzt ausserdem noch der Fall von Lázaro Báez hinzu, bei dem jetzt als Folge der Mitteilung einer Schweizer Bank über eine Überweisung von u$s 22 Mio. von Panama in die Schweiz, ein Geldwäschegeschäft in Argentinien aufgedeckt worden ist. Báez ist dank Néstor Kirchner vom kleinen Bankangestellten der Bank der Provinz Santa Cruz zum grössten Bauunternehmer der Provinz aufgestiegen, der die meisten Zuteilungen für öffentliche Bauten erhielt, zu hohen Preisen, zum Teil mit Vorauszahlung und mit weichen Krediten der Banco Nación. Er hatte weder Kapital noch Erfahrung. Es besteht kein Zweifel, dass Baez ein Strohmann von Néstor Kirchner war und es jetzt von CFK ist, dies umso mehr als seine Baufirma Austral Construcciones eine grosse Anzahl von Zimmer des Hotels der Kirchners in Calafate für längere Zeit gemietet hat, ohne sie zu besetzen. Es war eine reine Geldübertragung und ein Weisswaschungsmanöver.
Die Lage der Präsidentin wird auch in diesem Fall immer schwieriger, und dabei wird erneut mit der Möglichkeit eines vorzeitigen Rücktrittes spekuliert. Das hätte wohl zunächst eine Schockwirkung, wäre jedoch im Grunde positiv. Bei vorzeitigen Wahlen würden Sergio Massa, Daniel Scioli oder Mauricio Macri voraussichtlich zum Präsidenten gewählt werden. Alle drei sind grundsätzlich viel vernünftiger und realistischer als CFK, und haben auch nicht ihre ideologischen Vorurteile. Dann könnten die finanziellen Probleme mit dem Ausland gelöst werden, und zwar mit Hilfe des IWF, der nur wegen der Sturheit von CFK bei der Kontrolle der Staatsfinanzen nicht zugelassen wird, und somit auch sonst bei Verhandlungen mit Gläubigern nicht helfen kann.
Wirtschaftsübersicht
Der Prozess der Geierfonds in den USA
Über Argentinien schwebt ein Damoklesschwert: wenn das Land verurteilt wird, den Geierfonds (und danach allen Holdouts) den vollen Betrag der Schuld zu zahlen, dann kommt es zu einem neuen Default. Der Oberste Gerichtshof der USA soll am 12. Juni die Entscheidung getroffen haben, die jedoch erst am Montag bekanntgegeben wird. Wenn das Urteil negativ für Argentinien ausfällt, dann besteht noch die Möglichkeit einer zweiten Berufung, die dem Land eine Galgenfrist von 25 Arbeitstagen gibt. Der Gerichtshof kann dann sein Urteil bestätigen oder es ändern.
Die Regierung hat hier in letzter Minute eine neue Strategie entwickelt, die darin besteht, zu erreichen, dass der Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten von der Regierung (über den Staatsanwalt) beantragt, dass sie zum Fall Stellung nimmt. Es ist wichtig, dass eine Gruppe von Oppositionsdeputierten nach den USA gereist ist, um der Regierung, dem Kongress und auch dem Obersten Gerichtshof ihre Solidarität mit der Regierung zum Ausdruck zu bringen. Die USA haben ein Interesse, das Parlament in Argentinien zu stärken, und dabei auch den Begriff der Staatspolitik hervorzuheben. Das gehört zu einer echten Demokratie. In bestimmten Fragen gibt es auch in den Vereinigten Staaten keinen Unterschied zwischen Demokraten und Republikanern. Es ist somit anzunehmen, dass die Präsenz von Oppositionsdeputierten jetzt ihre Wirkung nicht verfehlt.
Im Wesen geht es darum, dass die Entscheidung über das Urteil von Richter Thomas Griesa, gegen das Berufung eingelegt wird, bis Dezember 2015 hinausgeschoben wird. Denn dann verfällt die Klausel, die 2005 bei der damaligen Umschuldung eingebaut wurde, dass eine günstigere Behandlung der Holdouts allen Inhabern von umgeschuldeten Bonds das Recht verleiht, gleich viel mehr zu beanspruchen. Dann kann eben über eine Zusatzzahlung verhandelt werden. Es sollte möglich sein, eine Kompromisslösung zu erreichen, die zwischen den zwei Extrempositionen liegt: Zahlung an Holdouts wie an diejenigen, die sich der Umschuldung angeschlossen haben (argentinische Regierung), und volle Zahlung des Nennwertes der alten Staatspapiere, mit angelaufenen Zinsen (Geierfonds). Vorläufig sprechen weder die Regierungsvertreter, noch Oppositionsdeputierte von einer Zusatzzahlung. Das ist verständlich, weil sie die Ausgangsposition der Verhandlung nicht schwächen wollen. Aber alle wissen, dass ein Preis für die totale Überwindung des Defaultzustandes gezahlt werden muss, die unerlässlich ist, um Kredite der Weltbank zu erhalten und allgemein Geld zu vernünftigen Zinssätzen (sic!) auf dem internationalen Finanzmarkt aufnehmen zu können.
Man sollte meinen, dass man sich mit u$s 20 bis u$s 40 zusätzlich pro Bonds von u$s 100, in Form von neuen Staatsbonds auf mehrere Jahre, einigen könnte. Wenn diese Strategie gelingt, dann ist der Konflikt mit den Holdouts gelöst, so dass grundsätzlich nur noch die zahlreichen ICSID-Konflikte verbleiben. Auch die Geierfonds haben kein Interesse an einem neuen Default, weil sie dann zunächst nichts kassieren. Ein spanisches Sprichwort lautet: „Lieber ein Vogel in der Hand, als hundert die fliegen.“
Hierzu sei bemerkt, dass das angelsächsische Recht zu pragmatischen Lösungen geneigt ist, bei denen nicht nur der wörtliche Text der Gesetze berücksichtigt wird, sondern auch politische und faktische Umstände, in diesem Fall das Staatsinteresse der USA, dass Argentinien den Defaultzustand überwindet und in den Kreis der zivilisierten Staaten zurückkehrt. Rein rechtlich müssten die US-Richter entscheiden, dass dem Kläger der volle Betrag der Staatstitel, plus Zinsen, zugestanden wird. Aber es kann auch der grosse Schaden berücksichtigt werden, der dabei entsteht, und somit eine Kompromisslösung angestrebt werden, die die Richter den Holdouts auch nahelegen können. Mit der Rückfrage an den Staatsanwalt würde der Oberste Gerichtshof eine Pause einschalten, während der verhandelt werden kann, so dass das Problem dann Ende 2015 faktisch schon gelöst ist, und die Einigung sofort formell abgeschlossen werden kann. Hoffentlich kommt es so.
Wirtschaftsübersicht
Umwelterhaltung und Klimawandel sind auch in Argentinien ein Thema
Die Menschheit steht vor einem Schicksalsproblem: die Verbrennung fossiler Brennstoffe führt zu einem Ausstoss an Gasen, der langsam die Temperatur der Erde erhöht, weil mehr Wärme in der Atmosphäre behalten wird. Das führt zu verschiedenen klimatischen Veränderungen, die auch Argentinien betreffen, was in Zukunft noch akuter auftreten könnte, wenn das Eis der Arktis und Antarktis weiter schmilzt und die Meere steigen und Küstengebiete überfluten. Allein, schon jetzt macht sich der Klimawandel weltweit bemerkbar, u.a. mehr und stärkeren tropischen Gewittern in der Karibik und Teilen der USA. Auch in Argentinien achten Meteorologen auf bestimmte anormale Phänomene, wie eventuell anormal hohe Regenfälle.
Die grundsätzliche Lösung besteht darin, dass neue Wege bei der Gewinnung von Energie entdeckt werden, so dass das Zeitalter des Erdöls zu Ende geht. Das ist keine Phantasie, da Energie schliesslich überall vorhanden ist und es „nur“ darum geht, sie zu zähmen. Angeblich war Nicola Tesla schon vor über einem Jahrhundert so weit. Zeugen berichten, dass er einen besonderen Motor in ein Automobil eingebaut hatte, der mit einer hohen Antenne Energie aus der Luft entnahm. Das Automobil fuhr mit bis über 100 km pro Stunde. Es soll (gemäss der Prüfung von Zeugen) keine Täuschung und auch kein Magiertrick gewesen sein. Tesla hätte sich nicht für so etwas hergegeben. Kurz danach starb der geniale Physiker, der unter anderem den Wechselstrom erfunden hat, und nahm sein Geheimnis mit ins Grab. Danach setzte sich das Erdöl als Energiequelle durch. Bis eben das Umweltproblem auftauchte, und auch die Gefahr der Erschöpfung der Erdöl- und Gasreserven in absehbarer Zeit eine Warnung war, die schliesslich doch ernst genommen wird. Als der Club of Rome 1960 schon auf die Erschöpfung der natürlichen Ressourcen hinwies, wurde dies noch bagatellisiert.
Inzwischen, also bis es zum Durchbruch einer völlig neuen und absolut umweltfreundlichen Energie kommt, wie sie Tesla angeblich schon entdeckt hatte, muss die Menschheit versuchen, der Umweltbedrohung anders zu begegnen, mit kleineren Schritten: mehr Energie aus Wasserkraft, Wind und Sonne, eventuell auch aus den Meereswellen und der Bewegung von Flut und Ebbe, durch bessere Verbrennung des Erdöls und Erdgases, mit weniger Kohlendioxyd (CO2), und allgemein mit einem sparsamen Umgang mit Energie. Das Problem besteht hier darin, dass die Alternativen der Energiegewinnung fast immer hohe Investitionen erfordern und schliesslich einen viel teureren elektrischen Strom als bei einem Wärmekraftwerk ergeben.
In Argentinien besteht auch ein Fortschritt in dieser Richtung, vornehmlich mit Wasserkraftwerken (von denen über 20 Möglichkeiten auf der Warteliste stehen) und auch Nutzung der Windkraft. Die Wasserkraftwerke tragen schon jetzt mit bis zu 40% zur gesamten Stromerzeugung bei, was im internationalen Vergleich hoch ist. Der Beitrag der Windkraftanlagen nimmt zwar zu, ist aber gesamthaft von geringer Bedeutung.
Zu diesem Thema sei noch bemerkt, dass auch Kernkraftwerke die Umwelt nicht direkt belasten, wobei es nur um die Entsorgung der Abfälle geht, ein Problem, das in Argentinien noch nicht gelöst wurde, obwohl es eine Lösung hat, nämlich die Unterbringung in den Höhlen von Gastre, Provinz Chubut, einer unbewohnten Gegend, wobei ohnehin keine Radioaktvität an die Oberfläche gelangen würde. Statt dessen werden die radioaktiven Abfälle einfach in Ezeiza gelagert, was wirklich unverantwortlich ist, auch wenn sie Bleiverpackungen haben, die die Radioaktivität auffangen.
In Argentinien hat die Landwirtschaft einen grossen Beitrag zur Milderung der Erwärmung geleistet. Der Experte Héctor Huergo weist in der Zeitung „Clarín“ (7.6.14) darauf hin, dass die Einführung der direkten Aussaat, die die traditionelle Aussaat praktisch voll ersetzt hat, mit Glifosat und grossen Saat- und Erntemaschinen, den Konsum von Dieselöl von 300 Litern pro Hektar Sojabohne auf einen Bruchteil verringert hat. Statt den Boden mit dem Pflug umzukrempeln, wird jetzt nur eine Dünne Rinne gemacht, in der das Saatgut gelegt wird. Beiläufig wird dabei die Bodenfeuchtigkeit und die Bodenstruktur erhalten, womit die Zerstörung des landwirtschaftlichen Bodens aufgehört hat, die zu sinkenden Erträgen führte. Ausserdem wird das Unkraut mit dem Glifosat zerstört, statt mechanisch, was sehr mühsam war und viel Brennstoff beanspruchte. Die neue Landwirtschaft hat nicht nur die Kosten stark gesenkt und zu einer Erhöhung der Erträge beigetragen, sondern auch den Ausstoss an CO2 wesentlich verringert.
Ein weiterer Schritt zur Erhaltung der Umwelt besteht in der rationellen Müllversorgung, die, auch wenn mit Verspätung, jetzt in Argentinien in Gang befindet. Die Stadtverwaltung von Buenos Aires hat schon mit der Mülltrennung und -verarbeitung begonnen. Papier und Pappe, Metalle, Kunststoffe und Glas werden dem Müll entnommen, sortiert und für Verwendung als Rohstoffe eingesetzt. Der organische Teil soll in einer Anlage, die noch errichtet werden muss, zu Düngemittel verarbeitet werden. Damit hören die Müllhalden auf, wie die an der Autobahn „Del buen aire“, die ein zunehmendes Umweltproblem für die Bewohner der Gegend darstellen, das Untergrundwasser verseuchen und die Luft verpesten. Wenn sich das System richtig einspielt, dann wird auch der Konsum der ursprünglichen Rohstoffe (Holz, Eisenerz, Erdöl u.a.) abnehmen, was für die Umwelt günstig ist. Die Mülltrennung beginnt in den Haushalten und erfordert von den Einwohnern der Stadt eine Disziplin, zu der sie wenig geneigt sind. Doch die Erhaltung der Umwelt geht schliesslich alle an, und das muss begriffen werden. Das Beispiel der Stadt Buenos Aires dürfte dann nach und nach im ganzen Land befolgt werden. Es bleibt zu hoffen, das sich dieser Prozess von selber beschleunigt.
Bezüglich Umwelt besteht noch das grosse Problem mit dem Fluss Riachuelo, der total verschmutzt und verseucht ist, und Krankheiten bei den Bewohnern der Gegend verursacht. Der Fall wurde schon mehrmals in Angriff genommen, 1978, 1991 und auch in den letzten Jahren, aber stets ohne Erfolg. Auch der Oberste Gerichtshof hat sich des Problems angenommen und die Sanierung angeordnet, was jedoch keine konkreten Folgen hatte. Grundsätzlich geht es darum, dass die zahlreichen Industriebetriebe in den Vororten, die in der Nähe des Riachuelo liegen, keine Alternative für ihre Abwässer haben. Im Planungsministerium besteht seit mehreren Jahren schon ein Projekt (des Unterstaatssekretärs Abel Fatala), mit dem das Problem gelöst würde. Es handelt sich um die Errichtung einer grossen Röhre am Ufer des Riachuelo, die die Abwässer aufnimmt und in einer Reinigungsanlage am Río de la Plata endet, die dann das gesäuberte Wasser in den Fluss ablässt. Doch die Regierung hat bisher kein Interesse für dieses Projekt gezeigt, so dass eben weiter nichts geschieht. Einfach unverantwortlich!